Liebe Freundinnen und Freunde,

jedes Jahr sterben 1500 Menschen an den Folgen ihrer Arbeit mit Asbest! 
Bundesweit gibt es 190.000 Asbesterkrankte! Das entspricht der Einwohnerzahl Kassels! Das sind die Zahlen der Berufsgenossenschaften selber. Diese Zahlen werden ansteigen!
Wir wissen seit Ende der 30er  Jahre des letzten Jahrhunderts, dass Asbest krebserzeugend ist! Trotzdem dauerte es noch mehr als 50 Jahre bis es verboten wurde - nach heftigsten politischen Auseinadersetzungen!

Wenn ich mit Asbesterkrankten spreche, sagen sie mir: Sie wussten nicht, womit sie arbeiteten und dass es gefährlich war! Und es gab keine Schutzausrüstungen!

Im Gegenteil, sie erzählten mir, wie ein Betroffener aus dem Kraftwerksbau, der sagt: Nach der Schicht klopften wir den Asbeststaub kurz ab, setzten uns damit ins Auto, fuhren nach Hause und setzen auch noch unsere Familien dieser Belastung aus. Eine Betroffene aus Süddeutschland aus einer Asbestweberei erzählte, dass abends die Halle weiß war! Ähnliche Geschichten kenne ich aus vielen Teilen Deutschlands.

Heute ist es so, dass Berufsgenossenschaften diese Erkrankungen in der Regel nicht anerkennen wollen. Die Quote liegt bei 24%. Übrigens: Der Durchschnitt aller Berufskrankheiten liegt bei nur 8%. Das ist ein Skandal, liebe Freundinnen und Freunde!
Ein Skandal vor allem deshalb, weil die Betroffenen faktisch beweisen müssen, dass sie ursächlich durch die Arbeit krank geworden sind.  Das können sie aber gar nicht, wenn das Unternehmen Gefahren weder ermittelt noch dokumentiert hat. Deshalb kann der Beweis gar nicht erbracht werden! Und die Betroffenen werden genau für diesen Umstand bestraft! Denn – aus Mangel an Beweisen - bekommen sie weder Reha-Maßnahmen noch Rente!

Ich kenne Menschen, die sind seit fast 20 Jahren im Rechtsstreit mit Berufsgenossenschaften. Ich sage euch: Es darf nicht sein, dass Menschen, die besonders krank sind, besonders stark sein müssen, um zu ihrem Recht zu kommen! Sehr häufig sterben sie vor Ende des Prozesses. 
Ich finde, dass ist eines Sozialstaates nicht würdig! Das müssen wir ändern! Grüne stehen an der Seite der Menschen! Grüne stehen an der Seite der Opfer! Deshalb wollen wir das Sozialgesetzbuch 7 ändern und die Beweislast umkehren, liebe Freundinnen und Freunde. Arbeitgeber und Berufsgenossenschaften müssen beweisen, dass sie alles zum Schutz getan hatten - und die Krankheit nicht durch die Arbeit verursacht wurde. Übrigens in anderen europäischen Ländern ist man da weiter als in Deutschland!
Auf grüne Initiative hat Bremen dieses Anliegen im rot-grünen Koalitionsvertrag stehen. Wir haben dieses Anliegens in der Arbeits- und Sozialministerkonferenz schon 2011 vorgetragen und eine Mehrheit bekommen. Die rot-grünen Bundesländer waren dafür! Die CDU geführten dagegen. Die alte Bundesregierung war auch dagegen. Jetzt ist es an der Zeit Andrea Nahles deutlich zu machen: Es muss Veränderungen geben! Das erwarten die Opferverbände! Wir sollten uns an ihre Seite stellen. 

Die Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen der SPD will ebenfalls die Beweislastumkehr. Jetzt kann die SPD in der Bundesregierung beweisen, wie ernst sie die Rechte und den Schutz der Betroffenen nimmt! Ich finde, wir als Grüne sollten Frau Nahles auf die Pelle rücken! Deshalb entscheidet euch für diesen Antrag, für die Beweislastumkehr!

Zwei Sätze zu den Gegenargumenten, die wir immer von den Berufsgenossenschaften hören: Damit zerstört man das System der Gesetzlichen Unfallversicherung, weil es dann teuer wird! Das sind Drohgebärden, die wir aus den vielen Jahren der Atomausstiegsdebatte kennen. Da drohte auch dauernd, dass  die Lichter auszugehen! Und hier sind es die gleichen Drohgebärden, denn es geht um knallharte Interessen! Wir sollten uns klar dafür entscheiden auf der Seite der Betroffenen zu stehen! Deshalb unterstützt diesen Antrag. Ich danke euch!
